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VON CHURCHILL BIS FARAGE
«Let Europe arise!» – 
eine historische  
Spurensuche zum Brexit
Nach 1945 kamen entscheidende Impulse für eine Europäische Union aus 
Britannien – später war das Verhältnis zur EU unwillig-ambivalent.
VON JAKOB TANNER
NORDENGLAND
«Es geht nicht um  
Rassismus, sondern  
um Klassenkampf»
In manchen Labour-Hochburgen will eine Mehrheit die EU verlassen. Sie hofft 
auf den linken Parteichef Jeremy Corbyn – der unter starken Druck geraten ist.
VON PETER STÄUBER, DONCASTER
Am 19.  September 1946 formulierte Winston 
Churchill in einer flammenden Rede an der 
Universität Zürich die Vision «einer Art Verei-
nigter Staaten von Europa» mit Frankreich und 
Deutschland als führenden Mächten. Zwar ge-
hörte Grossbritannien für ihn nicht zu diesen 
Vereinigten Staaten  – «wir Briten haben unser 
eigenes Com mon wealth»  –, es sollte deren Zu-
standekommen aber ebenso unterstützen wie 
die USA und Sowjetrussland. Sein Appell kul-
minierte im Aufruf: «There fore I say to you: Let 
 Europe  arise!»
Churchill dachte Grossbritannien noch in 
Kategorien der Weltmacht eines Em pire. Er sah 
die britischen Aussenbeziehungen in drei Kreise 
unterteilt: in das transatlantische Bündnis mit 
den USA, dem Com mon wealth und Euro pa. Weil 
Letzteres von untergeordneter Be-
deutung war, konnte Churchill 
geradezu experimentell über eine 
föderalistische Version des Inte-
grationsprozesses reden, an dessen 
Ende ein europäischer Bundesstaat 
mit einer Verfassung und einem 
Bürgerrecht stehen  sollte.
Auf derselben Linie argu-
mentierten auch die im Septem-
ber  1946 in Hertenstein am Vier-
waldstättersee versammelten  föd-
eralistischen Gruppen, die aus den 
europäischen Widerstandsbewe-
gungen hervorgegangen waren. Sie sahen im 
Nationalismus des 19.  Jahrhunderts eine nach 
wie vor friedensgefährdende Destruktivkraft. 
Der politisch und moralisch bankrotte Natio-
nalstaat sollte als institutioneller Entschei-
dungsrahmen für Demokratie erneuert werden. 
Das setzte einen markanten Ausbau von Sozial-
staat und Wirtschaftspolitik voraus sowie die 
Einbindung in ein starkes suprastaatliches Ins-
ti tu tio nen gefüge.
Ein solches Europa schwebte der «Union 
europäischer Föderalisten» vor, die auf dem 
«Hertensteiner Programm» aufbaute. Durch 
einen «demokratischen Aufbau von unten nach 
oben» sollte eine bundesstaatliche Union ge-
schaffen werden, die «die Rechte und Pflichten 
ihrer Bürger in der Erklärung der Europäischen 
Bürgerrechte fest(setzt)». Diese Union «rich-
tet sich gegen niemand und verzichtet auf jede 
Machtpolitik, lehnt es aber auch ab, Werkzeug 
irgendeiner fremden Macht zu sein».
EU massgeblich mitgestaltet
Den «Föderalisten» erwuchs alsbald Opposi-
tion vonseiten der «Unionisten», die eine eher 
lockere intergouvernementale Zusammenarbeit 
der Länder anstrebten. Seit 1948 von Churchill 
unterstützt, lieferten sie die Blaupause für das 
europäische Einigungsprojekt als Staatsver-
tragskonstruktion. Über das bipolare Parteien-
system hinweg genoss dieser Integrationspro-
zess britische Sympathien. Doch eine institutio-
nelle Beteiligung kam nicht infrage. Der 1957 
gegründeten Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft gaben britische Politiker zunächst wenig 
Kredit, sie wurden bald eines Besseren  belehrt.
In den sechziger Jahren, als die britische 
Regierung den «wind of  change» im Rest des 
sich auflösenden Em pire zur Kenntnis nehmen 
musste, setzte eine Hinwendung zu Europa 
ein. Zweimal stellten die BritInnen ein Bei-
trittsgesuch an die Europäische Wirtschafts-
gemeinschaft (EWG), scheiterten aber am Veto 
des französischen Staatspräsidenten  Charles 
de  Gaulle, der sich vor einem sperrigen und 
gewichtigen Neumitglied fürchtete. Mit dem 
dritten Anlauf von 1969 rannten die BritInnen 
dann aber offene Türen ein; Anfang 1973 wur-
den sie in die Europäische Gemeinschaft (EG), 
wie die EWG mittlerweile hiess, auf genommen.
Nach einem ersten Referendum, das 1975 
deutlich zugunsten des Verbleibs in der EG 
ausging, begannen sich britische und europä-
ische Politikinteressen in zentralen Bereichen 
zu überschneiden. Die EG beziehungsweise 
(seit dem Vertrag von Maastricht von 1992) die 
Europäische Union (EU) wurden durch den Ein-
fluss des Inselstaats massgeblich geprägt. Dies 
insbesondere bei der Ausgestaltung des Bin-
nenmarkts, der auch die Handschrift Mar garet 
Thatchers aufweist, bei der Stärkung einer ge-
meinsamen europäischen Aussenpolitik und 
bei der Erweiterung des Mit glie der kreises.
Trotz dieser funktionierenden Kooperation 
gefiel sich Grossbritannien immer in einer Aus-
senseiterrolle und pflegte ein unwillig-ambi-
valentes Verhältnis zur EU. Es lehnte den Euro 
ab und hielt am Pfund fest. In der Sozialpoli-
tik leis tete es Widerstand gegen europäische 
Modelle. Und beim Grenz- und Mi gra tions-
ma nage ment «kooperiert» Grossbritannien 
lediglich, ist also nicht Mitglied des Schengen-
Dublin- Abkommens.
Eine weitere wichtige Differenz ergibt sich 
aus der politischen Kultur der Massenmedien. 
Seit den achtziger Jahren klafft eine paradoxe 
Lücke zwischen einer grundsätz-
lich «positiven Teilnahme» und 
einem medial kultivierten Europa-
skeptizismus. Die EU diente als 
Blitzableiter für Probleme der bri-
tischen Innenpolitik sowie des 
gesellschaftlich-wirtschaftlichen 
Strukturwandels, der die Kluft 
zwischen GewinnerInnen und Ver-
liererInnen vergrösserte. Die schon 
früh erkennbaren patriotischen 
Profilneurosen der Regierungspo-
litik sind im 21.  Jahrhundert um-
geschlagen in einen fremdenfeind-
lichen Nationalismus, der sich nicht nur in der 
rechtspopulistischen UK In de pen dence Party 
(Ukip), sondern auch bei einem immer grös-
seren Teil der Konservativen zeigt. Dazu kam 
eine Kritik von links, die gegen «Brüssel» als 
«Metropole des Kapitals» gerichtet war.
Falsche Identitätspolitik
In den Anti-EU-Feldzügen der letzten Jahre 
ging es nicht mehr wie noch bei Churchill um 
die Vorstellung, Grossbritannien könne eine 
Weltmachtgeltung verstetigen. Die Debatte 
kreist vielmehr um Identitätspolitik. Diese 
provoziert ideologische Aufwallungen, die von 
grotesker politisch-wirtschaftlicher Blindheit 
sind. Im knapp siegreichen Austrittsvotum 
bündeln sich unterschiedlichste Interessen und 
Imaginationen. Nationalnostalgie und Sünden-
bockpolitik vermischen sich mit Besitzstands-
wahrungs- und Überfremdungsängsten. Die 
Brexit-Kampagne basierte vorwiegend auf fal-
schen Versprechungen. Eine operationelle Ziel-
setzung wurde nicht  sichtbar.
Abstimmungsanalysen widerlegen auch die 
populäre These, eine reformunfähige EU habe 
ein an Freihandel und europäischen Regeln 
durchaus interessiertes Land in eine kollektive 
Verzweiflungstat gestürzt. Nationen sind keine 
homogenen Entitäten. In Grossbritannien lässt 
sich eine paradoxe zeitliche Gegenläufigkeit 
beobachten. Vor allem ältere Bevölkerungsteile, 
die während der 43  Jahre EU-Mitgliedschaft 
keine schlechten Erfahrungen gemacht hatten, 
liessen sich von der Exit-Trommel einlullen. Sie 
merken nun vielleicht, dass die «Unabhängig-
keit», für die sie gestimmt haben, ihren Arbeits-
platz  zerstört.
Die Generation, die das (Berufs-)Leben vor 
sich hat, stimmte grossmehrheitlich für die 
Fortsetzung der britischen Mitgliedschaft in der 
EU. Der Brexit steht somit für eine angegraute, 
ressentimentgeladene Souveränitätsfiktion  – 
diese setzte sich durch gegen den gelassenen 
Pragmatismus jener, die die Zukunft noch vor 
sich haben und die nicht vergessen haben, dass 
die EU bei allen Funktionsmängeln und Demo-
kratiedefiziten ein Freiheits- und Friedenspro-
jekt geblieben ist (was man aus historischer Per-
spektive von Nationalstaaten nicht sagen kann).
Es gibt heute gute Gründe dafür, wieder auf 
die Vorschläge der Föderalisten zurückzukom-
men, um die EU auf produktive Weise weiterzu-
entwickeln. Gut möglich, dass der europäische 
Integrationsprozess einen Schub in eine neue 
Richtung erhält, während das Vereinigte Kö-
nigreich auseinanderfällt.
Der Historiker Jakob Tanner (65) war bis zu  
seiner letztjährigen Emeritierung Professor  
an der Universität  Zürich.
Wer nach Gründen sucht, weshalb viele Leute 
in Nordengland am vergangenen Donnerstag 
« Leave» gestimmt haben, fängt am besten hier 
an: in der trostlosen Landschaft rund um das 
stillgelegte Bergwerk Hatfield, einige Kilometer 
nordöstlich von Doncaster. Noch stehen die För-
dertürme neben der grossen Kohlehalde, aber 
die besten Zeiten von Hatfield sind endgültig 
vorbei. Die Schliessung der Zeche im vergan-
genen Juni markierte gleichzeitig das Ende der 
langen und stolzen Geschichte des Bergbaus in 
South  Yorkshire.
In Doncaster und den umliegenden Dörfern 
war das Votum für den Brexit mit 69  Prozent 
der Stimmen überwältigend. Die Ukip (Partei 
für die Unabhängigkeit des Vereinigten König-
reichs) hat hier in den vergangenen Jahren viele 
AnhängerInnen gewonnen, aber die Arbeiter-
stadt und ihr Umland wählt noch immer mehr-
heitlich Labour. Die drei Parlamentssitze gehen 
immer an die Partei, und im 55-köpfigen Ge-
meinderat ist sie mit 41  Abgeordneten vertre-
ten. Dass die Labour-WählerInnen im EU-Refe-
rendum so deutlich gegen die Empfehlung ihrer 
Partei gestimmt haben – wie in vielen traditio-
nellen Arbeiterquartieren im Norden  –, über-
raschte in Doncaster jedoch kaum  jemanden.
Dem Establishment den Finger zeigen
Als Sheena Moore in den siebziger Jahren hier 
aufwuchs, bildete die Schwerindustrie das 
Rückgrat der Wirtschaft Nordenglands – ganze 
Dörfer lebten vom Bergbau, von der Stahlindus-
trie und dem Eisenbahnbau. Die Sozialarbeite-
rin kämpfte für den Erhalt dieser Wirtschafts-
zweige. Als die Bergarbeiter, darunter ihr Vater, 
ihr Mann und ihr Bruder, 1984 zusammen mit 
Zehntausenden Bergarbeitern im ganzen Land 
in den Streik traten, um Mar garet Thatchers 
Zerschlagung der britischen Industrie zu ver-
hindern, war  Moore zuvorderst dabei. Sie er-
zählt von wilden Prügeleien mit der Polizei und 
von der Solidarität in der  Community.
Der Streik der Bergarbeiter endete mit der 
grössten Niederlage der ArbeiterInnenschaft 
im Land, die Deindustrialisierung schritt wei-
ter voran. In den späten achtziger und in den 
neunziger Jahren schlossen in South York shire 
die meisten Bergwerke, eine Fabrik nach der an-
deren machte dicht.
«Jetzt ist alles weg», sagt  Moore. «Die ein-
zigen Arbeitsplätze, die wir hier haben, sind 
unsichere Teilzeitjobs. Junge Leute wagen es 
nicht, von einer Zukunft zu träumen.» Die Ar-
beitslosigkeit in Doncaster beträgt über sieben 
Prozent, die Einkommen in South York shire 
zählen zu den tiefsten im Land, viele Bewoh-
nerInnen sind auf staatliche Sozialleis tungen 
angewiesen. «Die Leute hier kommen nicht aus 
der Armut heraus», sagt  Moore.
Das, sagt sie, sei der wichtigste Grund, wes-
halb hier eine grosse Mehrheit für den Ausstieg 
aus der EU gestimmt habe. «Die Leute haben 
das Gefühl, dass ihnen niemand zuhört, und 
sie haben recht. Die Arbeiterklasse in dieser 
Region nutzte ihre Stimme, um dem Establish-
ment den Finger zu zeigen.» Warnungen über 
einen wirtschaftlichen Einbruch machen kei-
nen Eindruck: «Stellenabbau? Wir haben seit 
vierzig Jahren Stel len abbau!»
Nicht nur progressive Gründe
Im «Masons Arms», dem ältesten Pub in Don-
caster, läuft am Sonntagnachmittag Fussball, 
aber die Gäste diskutieren über Politik. Die vier 
Männer, darunter ein Eisenbahnarbeiter, ein 
Lokführer und ein Lehrer, sind zufrieden mit 
dem Resultat: Alle wollen raus aus der EU. Un-
ter ihnen ist Tosh McDonald, Labour-Mitglied 
und Vorsitzender der Lokführergewerkschaft 
Aslef. «Die EU vertritt die Interessen der gros-
sen Konzerne», sagt der 55-Jährige mit langen, 
blondierten Haaren. Deshalb habe er seinen Ge-
werkschaftsmitgliedern empfohlen, « Leave» zu 
stimmen. Er verweist auf das vierte Eisenbahn-
paket der EU, mit dem der Wettbewerb im Sek-
tor gestärkt werden solle, was eine Wiederver-
staatlichung der Eisenbahn, die Aslef anstrebt, 
verunmöglichen  würde.
Allerdings räumt McDonald ein, dass die 
linken « Leave»-Argumente während der Refe-
rendumsdebatte viel zu wenig zur Sprache ka-
men und dass viele BritInnen in Nordengland 
nicht unbedingt aus progressiven Gründen 
für den Ausstieg stimmten: «Wir müssen ehr-
lich sein: Es war eine sehr rechtslastige Kam-
pagne für den Ausstieg.» Wie in anderen EU-
kritischen Gebieten spielte die Einwanderung 
auch hier eine wichtige  Rolle.
Sheena Moore macht dafür neben den rech-
ten Brexit-Anführern Nigel Fa rage und Boris 
Johnson auch die Boule vard pres se verantwort-
lich, die seit Jahren ImmigrantInnen die für die 
wirtschaftliche Misere der Region Verantwor-
tung zuschiebt. Dass nun die Mainstreampresse 
alle Brexit-BefürworterInnen über einen Kamm 
schert und sie der Fremdenfeindlichkeit bezich-
tigt, findet sie widerlich. «Es geht nicht um Ras-
sismus, sondern um Klassenkampf.»
Eine Möglichkeit, Corbyn loszuwerden
Hätte Labour-Chef Jeremy Corbyn, der für sei-
ne EU-kritische Haltung bekannt ist, sich für 
einen Ausstieg starkgemacht, wäre die Debatte 
ganz anders verlaufen, sagt McDonald. Er hät-
te aus linker Perspektive für den Ausstieg plä-
dieren können – und in Städten wie Doncaster 
hätte er damit den Bezug zur Basis wiederfin-
den können. Zwar stimmen die meisten Leute 
hier nach wie vor für Labour, aber das liegt vor 
allem am Mangel an  Alternativen.
In Westminster hingegen wird Corbyn ge-
nau das Gegenteil vorgeworfen: Er habe sich 
nicht enthusiastisch genug für den Verbleib 
eingesetzt. Die Mehrheit der Labour-Fraktion 
macht Corbyn für das Abstimmungsresultat 
mitverantwortlich. So liess ein Putschversuch 
nicht lange auf sich warten: Die Abgeordnete 
Mar garet  Hodge stellte einen Misstrauens-
antrag gegen ihren Parteichef, weil es aufgrund 
des Abstimmungsresultats klar sei, dass Cor-
byn die Partei nicht führen könne. Freilich war 
ausgerechnet  Hodges Wahlkreis Barking eines 
der wenigen Londoner Quartiere, die mit gros-
ser Mehrheit für den Ausstieg  stimmten.
«Wenn das Referendum zugunsten der 
‹Remain›-Kampagne ausgefallen wäre, hätten 
die Corbyn-Gegner genau das Gleiche getan», 
meint Kelvin Hopkins, einer der wenigen La-
bour-Abgeordneten, die aus der EU austreten 
wollen. «Sie suchen nach einer Möglichkeit, 
Corbyn loszuwerden.» Innerhalb von drei Ta-
gen traten über zwanzig Mitglieder des Schat-
tenkabinetts zurück, in der Hoffnung, den 
Parteichef so zur Abdankung zu zwingen. Doch 
Corbyn ersetzte die Zurückgetretenen zügig, 
und zwar mehrheitlich mit Abgeordneten, die 
erst seit kurzem im Parlament sitzen und dort 
zu seinen engsten MitstreiterInnen  zählen.
Die Labour-Basis war schnell zur Stelle, um 
Corbyn den Rücken zu stärken: Kurzerhand 
wurde eine Demonstration vor dem Parlaments-
gebäude angekündigt. Am Montagabend trat 
der Parteichef mit einer Handvoll Mitglieder 
seines Schattenkabinetts vor mehreren Tausend 
enthusiastischen Anhänger Innen auf, die skan-
dierten: «Corbyn in, Tories out!» Derart gestärkt, 
sagte Corbyn nach dem Misstrauensvotum vom 
Dienstag, bei dem eine grosse Mehrheit der La-
bour-Abgeordneten gegen ihn stimmte, er lehne 
einen Rücktritt ab, weil er die Basis, die ihn ge-
wählt hat, nicht verraten  wolle.
In Doncaster seien die Leute vorsichtig op-
timistisch gegenüber Corbyn, sagt McDonald, 
der Labour-Gewerkschafter. Doch die Manöver 
des rechten Flügels der Partei gefährden die 
Attraktivitä t, die Labour mit dem neuen Chef 
gewonnen hat. «Nach dem ‹ Leave›-Votum haben 
wir die Möglichkeit, eine sozialistische Politik 
aufzubauen – die Verstaatlichung der Eisenbahn 
und der Energieversorgung beispiels weise», 
sagt McDonald. Und der Labour-Abgeordnete 
Hopkins nennt den ersten Schritt hierzu: La-
bour müsse sich in die Debatte einbringen, um 
die Austrittsverhandlungen von sozialdemokra-
tischer Perspektive aus zu führen. Gerade jetzt, 
da die Tories in der Krise sind, böte sich dazu 
eine Gelegenheit – falls sich Labour nicht selbst 
in einem Führungskampf  verliert.
Es gibt heute  
gute Gründe,  
die Vorschläge  
der Föderalisten 
wieder 
hervorzuholen. 
Nicola Sturgeon, Schottlands Ministerpräsiden-
tin, ist derzeit unter den britischen Politiker-
Innen die Einzige, die eine Vorstellung davon 
hat, wohin die Reise gehen soll. Noch während 
Premierminister David Cameron, der das Refe-
rendum über den Verbleib des Vereinigten Kö-
nigreichs in der EU aus reinen Opportunitätser-
wägungen angesetzt hatte, seinen Rücktritt er-
klärte, bekräftigte Sturgeon, was sie im Abstim-
mungskampf versprochen hatte: Sie werde bei 
einem Brexit Schottland in die Unabhängigkeit 
führen. «Die Frage ist wieder auf dem Tisch», 
sagte die Vorsitzende der linksorientierten 
Scottish National Party, die das Gesamtergebnis 
der Abstimmung offenbar nicht ganz so über-
rascht hat wie viele andere. Dann kündigte sie 
eine Reihe von Massnahmen an.
So werde ihre Regierung umgehend Kon-
takt zu allen EU-Staaten aufnehmen, um die 
Möglichkeiten eines Verbleibs von Schottland 
in der EU auszuloten  – beziehungsweise um 
herauszufinden, wie schnell ein Wiedereintritt 
Schottlands stattfinden könnte. Beim Referen-
dum über Schottlands Eigenständigkeit im 
Herbst 2014 (siehe WOZ Nr.  37/14) war eines 
der Haupthandicaps der Unabhängigkeitsbe-
fürworterInnen gewesen, dass Brüssel sehr 
unwirsch reagiert hatte. Ein souveränes Schott-
land müsse sich in der Reihe der EU-Beitritts-
kandidatInnen ganz hinten anstellen, hiess es 
damals. Und überhaupt stünden die Chancen 
ziemlich schlecht: Spanien werde schon wegen 
Katalonien und dem Baskenland ein Veto gegen 
den Beitritt aller staatlichen Abspaltungen ein-
legen.
Rechtsstreitigkeiten absehbar
Doch das war einmal. Inzwischen klingen die 
Töne aus Brüssel und den grossen EU-Haupt-
städten ganz anders. Hatten sich die internatio-
nal stets aufgeschlossenen SchottInnen mit 
62  Prozent EU-Befürwortung nicht geradezu 
vorbildlich verhalten? Und wäre der schnelle 
EU-Beitritt eines unabhängigen Schottlands 
nicht die richtige Quittung für die englischen 
Brexit-AnhängerInnen mit ihren Träumen von 
Britanniens neuer Rolle in der Welt?
Sturgeon will auch abklären lassen, ob ein 
Brexit ohne Zustimmung des schottischen Par-
laments überhaupt rechtens ist. Der Scotland 
Act von 1998 verpflichtet das damals neu ge-
schaffene Regionalparlament, stets im Einklang 
mit EU-Gesetzen zu handeln. Von daher, so ar-
SCHOTTLAND UND NORDIRLAND
Fluchtbewegungen
Für die Randregionen des Unvereinigten Königreichs bietet das Verlassen der EU      neue Perspektiven. Nicht sofort, aber in absehbarer Zukunft.
VON PIT WUHRER
gumentieren manche, muss es mitentscheiden 
dürfen. Langwierige Rechtsstreitigkeiten sind 
nicht ausgeschlossen. Sicher aber ist: Seit dem 
Brexit-Votum ist der Anteil der Unabhängig-
keitsbefürworterInnen stark angestiegen. Weit 
über die Hälfte der SchottInnen würden heute 
für den Austritt aus dem Vereinig ten König-
reich stimmen. Voraussetzung dafür ist aller-
dings ein zweites Unabhängigkeitsreferendum. 
Und das muss die nächste britische Regierung 
erst genehmigen. Trotz aller Hürden: Bleibt es 
beim Brexit, wird die Bewegung für eine schot-
tische Selbstständigkeit kaum zu stoppen sein.
Irische Pässe begehrt
In Nordirland, wo ebenfalls eine Mehrheit 
(56 Prozent) fürs Bleiben stimmte, sind die Aus-
wirkungen weniger klar. Die Führungsspitze 
der irisch-katholischen Partei Sinn Féin erhob 
zwar sofort die Forderung nach einem Referen-
dum über die irische Wiedervereinigung. Doch 
die unionistisch-protestantische Partei DUP, die 
mit Sinn Féin die Regionalregierung dominiert, 
lehnte umgehend ab. Die DUP hatte als einzige 
der grossen nordirischen Parteien für den Brexit 
geworben; alle anderen waren dagegen.
Was aber wird aus dem Friedensprozess, der 
selbst achtzehn Jahre nach dem Karfreitagsab-
kommen von 1998 nicht abgeschlossen ist? Die 
EU hatte das Abkommen vermittelt, in dem sich 
die Unterzeichnenden  – darunter Britannien  – 
verpflichten, EU-Entscheidungen umzusetzen. 
Ist es nun hinfällig? Noch so eine Rechtsfrage. 
Rund zwei Milliarden Euro hat die EU bisher 
in Friedensinitiativen, Gemeinschaftsprojekte, 
Sozialmassnahmen und die Erneuerung der 
Infrastruktur gesteckt. Der rechte Tory-Flügel, 
der momentan triumphiert, wird bei weitem 
nicht so viel für die Peripherie ausgeben  – im 
Gegenteil.
Das begreifen nun auch jene, die Britan-
nien bisher treu ergeben waren. Seit dem Frie-
densabkommen können die NordirInnen die 
irische Staatsbürgerschaft beantragen, die 
britische – oder beide zugleich. Nach Bekannt-
gabe des Brexit-Resultats fanden Antrags-
formulare für den irischen Pass reissenden 
Absatz. Die Nachfrage kam nicht etwa von iri-
schen KatholikInnen (die haben zumeist schon 
die irische Staatsangehörigkeit), sondern von 
protestantische n UnionistInnen. Vielleicht 
kommt das Referendum von Sinn Féin also 
doch noch.
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Pro-Brexit-Bus an einer «Vote Leave»-Demonstration am 15. Juni in London (oben), Nostalgieautoshow       in Wadebridge, zwei Brexit-Anhängerinnen in Clacton-on-Sea, Essex. 
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